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I. Begriffliche Klärung: Als B. bezeich-
net man Zusammenschlüsse von Perso-
nen, die das Ziel verfolgen, ein mehr oder 
weniger konkretes geseUschaftliches oder 
politisches Problem einer Lösung zuzu-
führen. Diese aUgemeine Definition ist 
zweckmäßig, weil sich ganz verschieden-
artige Zusammenschlüsse der Bez. B. be-
dienen. Sie unterscheiden sich in ihren 
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konkreten Anliegen, ihren Organisations-
formen, ihren Adressaten, ihrem Aktions-
bereich und ihren Strategien beträchtlich 
voneinander. 
2. Typologie der B.: Ein wichtiges Krite-
rium für die Typisierung von B. stellt die 
Abgrenzung zwischen solchen Gruppen 
dar, die Problemlösungen auf dem Wege 
der -+ Selbsthilfe anstreben, und solchen, 
die - ähnlich wie traditionelle -+ Interes-
senverbände - die Erfüllung ihrer Forde-
rungen durch das -> politische System ver-
langen. In den Vereinigten Staaten spielen 
SelbsthiIfegruppen traditionell eine große 
Rolle, in Westeuropa dominieren auf 
Grund der andersartigen kulturellen Be-
dingungen Initiativgruppen mit Ansprü-
chen an das politische System. Die Forde-
rungen der B. richten sich entweder auf lo-
kale oder auf überlokale Entscheidungs-
träger. Während sich die ersten in der 
Bundesrepublik entstandenen B. mehr-
heitlich auf der lokalen Ebene betätigten, 
ist seit der Mitte der siebziger Jahre ein 
deutlicher Bedeutungsgewinn überlokal 
ausgerichteter Aktionsgrupppen feststeU-
bar. 
Mit dieser Veränderung in den Adressa-
ten der Forderungen ging auch ein Wan-
del in der Organisationsstruktur und in 
den Organisationszielen einher. Die 
Mehrzahl der B. der ersten Generation 
(Thaysen) waren zeitlich befristete Ak-
tionsgruppen mit einer sachlich begrenz-
ten Zielsetzung, einer lockeren, wenig for-
malisierten Organisationsstruktur und oh-
ne umfassendes ideologisch-programmati-
sches Fundamenl. Die überlokal tätigen 
Initiativen der zweiten Generation sind 
demgegenüber verbandsförmige Daueror-
ganisationen, die sich den ideologischen 
Zielen der Altemativkultur verpflichtet 
fühlen und sich als Teil einer -+ sozialen 
Bewegung verstehen. Dieser Wandel im 
Selbstverständnis der B. zog eine Verlage-
rung des Aktionsschwerpunktes und ei-
nen Bedeutungsverlust lokaler Einzweck-
Aktionen mit konkretem Problembezug 
zugunsten von Organisationen mit umfas-
senden und dauerhaften politischen Zie-
len (Frieden, Umweltschuu, Frauen-
emanzipation) nach sich. 
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3. Die Mitarbeit in B. als spezifische 
Form politischer -+ Partizipation: Die Be-
tätigung in B. stellt eine spezifische Form 
politischer Beteiligung, d.h. der Einfluß-
nahme von -+ Bürgern auf PeßOnal- oder 
Sachentscheidungen des politischen Sy-
stems dar. Im Unterschied zur Teilnahme 
an -+ Wahlen vollzieht sie sich als kollekti-
ve Aktivität. Von der Betätigung in ande-
ren politischen Organisationen wie den-+ 
Parteien oder Interessenverbänden unter-
scheidet sie sich durch die organisatori-
schen Besonderheiten der B.: Im Gegen-
satz zu den politischen Parteien streben 
die B. i.d.R. keine Kontrolle über die -+ 
Regierung und die Parlamentsmehrheit 
an. Die zwischen den B. und traditionel-
len Interessenverbänden bestehenden 
Unterschiede lassen sich nicht allgemein 
beschreiben. Sie hängen von den sachli-
chen Zielen und der organisatorischen Be-
schaffenheit der B. ab. Die meisten über-
regional agierenden Initiativen weisen den 
Interessenverbänden vergleichbare Merk-
male auf und bieten dem einzelnen Mit-
glied nur begrenzte unmittelbare Partizi-
pationsmöglichkeiten. Im Unterschied 
dazu verfügen die Mitglieder von Initiativ-
gruppen mit einem sachlich und zeitlich 
begrenzten Ziel und einer lockeren Orga-
nisationsstruktur i. allg. über größere di-
rekte Einflußmöglichkeiten auf die -+ Po-
litik ihrer Gruppe. 
4. Entstehung: Während B. in den Ver-
einigten Staaten schon lange zu den etab-
lierten Formen politischer Beteiligung ge-
hören, traten sie in der Bundesrepublik 
erst gegen Ende der 60er Jahre und An-
fang der 70er Jahre in größerer Zahl auf. 
Wie in den USA war ihr typisches Ak-
tionsfeld zunächst die -+ Kommunalpoli-
tik. B. bildeten sich zum Zweck der Ein-
flußnahme auf die -+ Stadtplanungl-+ 
Bauleitplanung, auf die Lösung von Ver-
kehrsproblemen oder mit dem Ziel , Ver-
besserungen in der sozialen und kulturel-
len -+ Infrastruktur von -+ Kommunen 
herbeizuführen. Von Anfang an kam um-
weltpolitischen Zielen im Tätigkeitsfeld 
der B. eine hervorgehobene Bedeutung 
zu. Im Bundestagswahlkampf 1972 ent-
standen die ersten -+ Wählerinitiativen. 
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Mit der zunehmenden Sensibilisierung der 
Bevölkerung für Umweltprobleme kon-
zentrierten sich die Aktivitäten der B. im-
mer mehr auf umweltpolitische Fragen. 
Damit vollzog sich zunehmend eine Ein-
bindung der zuvor isoliert agierenden lo-
kalen Einzelinitiativen in eine überlokal 
auftretende Umweltbewegung. Im Juni 
1972 wurde in Frankfurt der -+ Bundes-
verband Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) gegründet, der in der Folgezeit 
v.a. durch seine überregional koordinier-
ten Massenaktionen gegen den Bau von 
Kernkraftwerken auf sich aufmerksam 
machte. Die Umweltbewegung fungierte 
als Krista1lisationskem der -+ "Neuen $0-
zialen Bewegungen (NSB)" , als deren ein-
flußreichste Zweige heute die -+ Friedens-
bewegung und die -+ Frauenbewegung 
anzusehen sind. Darüber hinaus bemühen 
sich NSB um die Artikulation außeror-
dentlich heterogener Anliegen, etwa der 
Probleme der älteren Bevölkerung 
(Graue Panther), der Ausländer, der Ar-
beitslosen oder der Homosexuellen. Mit 
der Gründung der -+ Grünen im Jahre 
1980 erhielt die Bürgerinitiativ- und Alter-
nativbewegung eine parteipolitiche Re-
präsentanz, der seit 1979 der Einzug in den 
-+ Bundestag, acht -+ Landtage und zahl-
reiche Kommunalparlamente gelang. 
5. Aktuelle Bedeutung des Engagements 
in B.: Die ersten empirischen Arbeiten 
legten sehr unzuverlässige und weit aus-
einandergehende Schätzungen über das 
Anhänger- und Aktivistenpotential der B. 
vor. Mit der zunehmenden Institutionali-
sierung dieser Form politischer Betäti-
gung interessierte sich auch die professio-
nelle -+ empirische Sozialforschung für 
die B. und NSB. Infolgedessen verfügen 
wir mittlerweile über vergleichweise zu-
verlässige Angaben über die Zahl derjeni-
gen Bundesbürger , die sich in Initiativ-
gruppen betätigen oder dazu bereit sind. 
Im Jahre 1988 gaben in einer national re-
präsentativen Erhebung zwölf Prozent der 
Befragten an, in einer B. mitzuarbeiten 
oder früher schon eimal mitgearbeitet zu 
haben. 1980 wurde eine aktuelle Mitglied-
schaftsrate von einem Prozent ermittelt, 
jedoch hatten insgesamt sieben Prozent 
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schon einmal in einer B. mitgearbeitet. 
Siebzig Prozent erklärten sich unter be-
stimmten Bedingungen zur Mitarbeit in ei-
ner Initiativgruppe bereit. 
Das Phänomen der kumulativen politi-
schen Beteiligung ist auch für die Mitar-
beit in B. typisch. Wer sich zur Betätigung 
in einer Initiativgrupe entschließt, ist prin-
zipiell auch zu anderen Formen politischer 
Partizipation bereit. Die Mitarbeit in B. 
begünstigt v.a. die Teilnahme an -+ un-
konventionellen politischen Aktivitäten, 
mit -+ konventionellen politischen Aktivi-
täten hängt sie weniger eng, aber gleich-
falls positiv zusammen. Relativ umfassen-
de empirische Informationen liegen mitt-
lerweile auch über die Anhänger und Ak-
tivisten der NSB vor. In den Jahren 19861 
1987 bezeichneten sich in drei aufeinan-
derfolgenden Erhebungen bis zu achtund-
zwanzig Prozent der Bundesbürger als 
Anhänger der Friedensbewegung, bis zu 
dreiundzwanzig Prozent als Anhänger der 
Antikernkraftbewegung und bis zu drei-
zehn Prozent als Anhänger der Frauenbe-
wegung. Die Zahl der aktiven Mitarbeiter 
liegt in allen drei Fällen bei zwei bis drei 
Prozent (1982/83) und entspricht damit 
ungefähr der Mitgliederzahl der politi-
schen Parteien. Zwischen den verschiede-
nen Zweigen der Alternativbewegung be-
steht eine enge personelle Verflechtung. 
6. Teilnehmerstruktur: Aktives politi-
sches Engagement ist vornehmlich bei An-
gehörigen höherer Statusgruppen, insbe-
sondere bei Personen mit einem hohen 
formalen Bildungsniveau festzustellen. 
Diese schichtspezifischen Partizipations-
muster gelten im großen und ganzen auch 
für die B. und NSB. Sie mobilisieren nur 
in begrenztem Umfange Personen oder 
Gruppen, die sich nicht auf andere Weise 
politisch betätigen. In zweierlei Hinsicht 
unterscheidet sich jedoch die Mitarbeit in 
B. von wahl- und parteibezogenen Aktivi-
täten: Sie ist für Frauen und Angehörige 
jüngerer Altersgruppen offensichtlich be-
sonders attraktiv. Frauen sind unter den 
B.-Aktivisten praktisch genau so stark 
vertreten wie Männer, und es gibt in ihren 
Reihen einen nennenswerten Anteil von 
Personen unter dreißig Jahren. 
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7. Erklärung des Auftretens und der 
Ausbreitung von B.: Nachdem das Auftre-
ten der B. und Alternativbewegung zu-
nächst vorzugsweise auf eine -+ Krise der 
kapitalistischen Gesellschaft und ihres p0-
litischen Überbaus zurückgeführt wurde, 
setzte sich mittlerweile eine stärker tatsa-
chenorientierte Auseinandersetzung mit 
dem Auftreten der B. und der NSB durch, 
die die Erklärung dieser Phänomene zu-
dem in den Gesamtzusammenhang des 
Partizipationsverhaltens der Bundesbür-
ger bzw. der -+ Bürger westlicher -+ De-
mokratien stellt. Demnach stellt sich das 
Engagement in B. als spezieller Aspekt ei-
nes umfassenderen politischen Prozesses, 
der npartizipatorischen -+ Revolution", 
dar. Als ihre maßgeblichen Ursachen 
nimmt man die Zunahme des Bildungsni-
veaus, die verbesserten Möglichkeiten 
zum Erwerb und zum Austausch politi-
scher Informationen an. In der Bundesre-
publik kam die schrittweise Gewöhnung 
der Bevölkerung an die -+ Normen demo-
kratischer -+ Politik als weiterer Erklä-
rungsfaktor hinzu. Auf Grund dieser s0-
zialen und politischen Veränderungen 
stieg das politische Selbstwertgefühl der 
Bürger, ihr politisches -+ Interesse, ihre 
Problemsensibilität und ihre Handlungs-
bereitschaft. Die Krisentheoreme lassen 
sich dagegen empirisch allenfalls teilweise 
bestätigen. Eine überdurchschnittliche 
Unzufriedenheit der Mitglieder und An-
hänger von B. und der NSB ist empirisch 
allenfalls vereinzelt nachweisbar. 
Eine besondere Bedeutung für die Erklä-
rung des -+ Protestpotentials in westlichen 
Demokratien - und damit auch der Akti-
vitäten der B. und der NSB - kommt dem 
Wandel der politischen Wertorientierun-
gen der Bevölkerung zu. In zahlreichen 
empirischen Untersuchungen konnte 
nachgewiesen werden, daß in allen westli-
chen Demokratien insbesondere die junge 
akademisch gebildete Bevölkerung den -+ 
Werten ,individuelle Selbstverwirkli-
chung' und ,politische -+ Gleichheit' den 
Vorrang vor traditionellen Leistungs-, Si-
cherheits- und Ordnungswerten einräumt. 
Die Differenzierung der sozialen Wert-
orientierungen führte zu einer Aufwer-
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tung der politischen Aktivität und sie 
stärkte die Bereitschaft, zur Durchsetzung 
der eigenen politischen Vorstellungen das 
gesamte verfügbare Spektrum politischer 
Aktionsmöglichkeiten auszuschöpfen. 
Personen mit postmaterialistisch-alterna-
tiven Wertvorstellungen bilden die Kern-
gruppe der B.bewegung. 
8. Funktionen der B. im politischen Pro-
zeß: Die Funktionen der B. im politischen 
System unterscheiden sich nicht grund-
sätzlich von denen der Interessenverbän-
de . Ihre Teilnahme am politischen Wil-
lensbildungsprozeß ist durch das Recht 
zur freien Meinungsäußerung, das -+ Ver-
sammlungs- und das -+ Koalitionsrecht 
abgedeckt. Einen privilegierten Status ge-
genüber traditionellen politischen Organi-
sationen räumt ihnen die Verfassungsord-
nung des -+ Grundgesetzes ebenso wenig 
ein wie das Recht, an Stelle demokratisch 
gewählter Organe Entscheidungskompe-
tenzen auszuüben. Ihre wichtigsten Auf-
gaben bestehen in der Thematisierung von 
Enrscheidungproblemen, in der Informa-
tion politischer Entscheidungen und in der 
öffentlichen Kontrolle der politischen 
Führung. In dieser Hinsicht ergänzen sie 
das tradtitionelle System der -+ Interes-
senpolitik und bringen Themen auf die po-
litische Tagesordnung, die die politischen 
Parteien und die Interessenverbände auf 
Grund ihrer spezifischen Klientelorientie-
rung und ihrer schwerfälligen Organisa-
tionsstruktur vernachlässigen oder nur 
verzögert aufgreifen. 
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